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Die Berfas un
Wachenblatlsiir dar-;Welle

Sonnabend, t. April. 1865.

Erscheintjeden Sonnabend. Preis vierteljährlichbei allen Preuß. Postanstalten 472 Sgr., bei den außer-preußischenPostanstalten

7374Sgr., in Berlin bei allen ZeitungssSpediteuren incl. Botenlohn 6 Sgr., in der Expedition, Mohrenstr. 34, 41X2 Sgr. Jnserate
die Zeile 3 Sgr.

—-

Mit dieser Nummer beginnt die »Verfassung« das zweite »Ouartal1865. Die Redaktion
· hofft von den Lesern das Zeugniß zu erhalten, daß sie nach Kraften bestrebt war, das gesteckte

Ziel im Auge zubehalten. Treu demselben, wird unser Blatt au fernerhin in volksthümlicher
und leicht saß icher Weise alle unser gesammtes Staatsleben berührenden Fragen imSinne der

entschieden liberalen Partei besprechen Es wird von Berlin aus regelmäßig jeden Donnerstag
Abend versandt, so daß es auch in den entferntesten Gegendenunseres Vaterlandes am Sonn-

abend Abend in den Händen unserer Abonnenten sein kann. «

I- Der vierteljährliche Abonnementspreis betragt»beiallen·preußischenspostanstalten
4r-, Sak» bei den übrigen deutschen spostanstalten73X4Sgr.; in Berlin in der Expedition, Mehrere-

straße Nr. 34, 472 Sgr., bei sämmtlichen Zeitungsspediteuren 6 Sgr. Einzelne·Nummern 6 Pf.

Jnserate, welche bei der großenAuslage des Blattes (gegen»8000 Exemplare) im ganzen ·Lande
Verbreitung finden, die gespaltenePetitzeile 3 Sgr., bei ofterer Wiederholung wird ein an-

»Hgmes-senerRabatt bewilligt»
·

I

Dåc Hurenhaus
Wenn wir davon sprechenwollen, was nach unserer

Verfassung das Herrenhaus ist und bedeutet, so müssen
wir schonetwas weiter ausholen, und dabei an manche
schonfrüher von uns

gessagteDinge erinnern-

-Das"Steuer"zahlen it keine angenehme, aber es ist
docheine nöthigeSache. Wir»verlangen,daß die Ge-

richte und die Polizei unser Eigenthum und unsere
Personen gegen Unrechtund Gewaltschützen.Wir ver-

langen, daßunsereKinder in gut eingerichtetenSchulen
von tüchtigenLehrernunterrichtet werden. Wir verlan-

en, daßdie Flüsseschiffbarerhalten oder»gemacht,daß
ZauäleEisenbahnen,Landstraßengebautzwerden Wir
vertan ZUendlich,daßHeer und Flotte im Stande sind,
UnserDate-Handzu vertheidigemohne daß·dem Lande

die nöthigenArbeitskräfteü erflüssigerWeise entzogen
Wer en.- Wir wissen, daß das Alles Geld, recht viel
Geld kostet. Darum bezahlenwir es auch gern, selbst
Wem) es Uns sauer wird. Aber wir stellen dabei zwei
Bedingnis en« Erstens sollman ims nichtmehr Geld ab-

fordem- a sent Errri uug jener Zweckedurchausnöthig
ist, und zweitens"svllen,gemäßTitel VlII der Verfassung
die Verwaltungsbeamteu(d. h. die Re ierung) nur vor-

schlabgem
wtevtel Geld jedes Jahr ge raucht uud wofür

es ge raUchtUsede soll- Die Bewilligung ihrer Vor-

schlägeaber mußvvtk Uns klbst abhängendas heißt
natürlichNicht VVU Jedem mzelnen der drei bis vier

anderen Zwe

Millionen Steuerzahlern, sondern von den Männern, die
wir durch unsere Wahl mit der Vertretung unserer An-

gelegenheitenbetraut haben. Diese Männer sind es,
die das Abgeordnetenhausbilden, und dem Abgeord-
netenhaus e hat darum au die Verfassungdas Recht
gegeben,daß ohne seine Zu timmung kein Pfennig aus
der

Staatskasseverausgabt und kein
Pfennigzu- einein

e veraus abt werden soll, as den das

Abgeordnetenhausgut eißt. Das Herrenhaus soll in

Wirklichkeitwas die Einzelheiten der Verwendungan-

betrifft, dabei,,gar nicht mitzuspre"chen«haben.
Nach Art. 62 der Verfassungnämlichkann an dem

von der Regierung vorgeschlagenenStaatshaushalts-
gesetznur das Ab eordnetenhausVeränderungentreffen.
Das Herrenhaus ist nur berechtigt,das von dem Ab-

geordnetenhauseso veränderte Gesetz ,,im Ganzen SUP-
zunehmen oder abzulehnen.« Nun, sv Mag fthlich
Einer uns entge nen, wenn das HeUeUhaUIauch Mcht
einzelne Einna me- oder Ausgabepostenabandekn,aber

dochdas gan e Gesetz ablehnensoll»so hat es doch
gewißnichtblosetwas, sondernse

r v iel mitzusprechen.
Jndeßwäre diese Einwendung ochnicht richtig. Wrr
können das aus den Redenbeweisen,welche gerade die

konservativstenMänner hkeltekdals im Januar 1850

der Artikel 62 der Verfassungin der ,-erstenKammer

berathen wurde. Diese Kammer nämlichnahm damals

die Stelle des jetzigenHerrenhauses ein. Der Bericht-



erstatter von Ammon agte damals, mehrere Mit-
glieder der Kommissionhättenerklärt, »daß in dieser
Bestimmungeine, nur verschleiertausgedrückteUnter-

sagung des Rechtes, mitzusprechen, enthaltensei.«
Der Graf Alvensleben aber sagte: Nach dieser Be-

stimmun kann die erste Kammer ihre Bedenken gegen
einzelneZositionendes Staatshaushaltsgesetzesnur noch

»dur3Verwerfung,
des ganzenBud ets geltendmachen.

Die erwerfung es Budgetsist a er in der Wirkung
gleichbedeutend mit der Steuetverweigerung,mit
der Hineinschleuderung der Nevolutiou in das
Land. Da nun die Kammer zu solchen extremen

Schrittennicht schreiten kann, so hat sie künftig
bei Berathung des Etats gar nicht mitzusprechen.«
Zwölf Jahre päter hatte das Herrenhaus freili

eine ganz andere nsichtgewonnen. Es schrittwirklig
zu

dem ,,extremen Schritte«, den der Graf Alvens-
eben für revolutionär und darum schlechthin
unmöglich erklärt hatte. Es verwarf wirklichin den

Jahren 1862 und 1863 das ganze Budget. Ob es

damit wie Graf Alvensleben sagte, wirklich die
Revolutionin das Land geschleuderthat, wird nochheute
von den Einen bejaht,und von den Andern verneint. Aber
in Jahr und Tag wird man sichnichtmehrdarüber streiten.

Das

Herrenhausselbst hat mit seiner Verwerfung
des Staatshaus altsgesetzesnichts weiter bewirkt, als
eine Erweiterung seiner Macht auf Kosten des Abgeord-
netenhaufes. So wenigstens sagte der Gr af. von

Arnim-Boytzenburg, der

Hauptguhrer
des edlen

Hauses· Bettimmter noch hat in iesen Tagen die

feudale ,,Berliner Revue« sich darüber aus esprochen.
Sie sagt nämlich,es sei ein schwerer»Fe lgriffder

Berfassungsurkunde«,daßsie in Artikel 62 die eigentliche
Entscheidung über das Bud et dem Abgeordneten-
hause übertragenhabe, da sie dochdem Herrenhause
gebühre.Das Herrenhaus soll also, wenn es nach
den Herrn Feudalen geht, künftig darüber entscheiden,
wie viel von unserem Gelde und zu welchen
Zwecken es von der Regierung ausgegebenwerden soll-
Natürlichkönnte das nur durcheinen Staatsstreich, d.

durcheine Revolution von oben, erreichtwerden. Die

gegenwärtigeRegierung selbst ist aber anderer Meinung.
Sie will, wie der Finanzminister von Bodelschwingh
am 16. März»imAbgeordnetenhauseerklärte,selbst die

Entscheidunguberdie von unserem Gelde zu bestreiten-
den Ausgaben in der Hand behalten. Auch wenn das

Herrenhaus das Staatshaushaltsgesetz so angenommen
hat, wie es von dem Abgeordnetenhausegeändertworden

ist, hat die Regierung, so sagte der Minister, noch
immer das Recht, nur ihrerseigenen Ueberzeugungzu
folgen. Hält sie die Aenderungen ini Staatshaushalts-
gesetznicht für annehmbar,so wird sie dem-Könige
Vorschlaen, dasselbenicht anzunehmen Sie wird dann
natürli

,
wie seit dem l. Januar 1862, so auchferner-

hin ohne Ermächtigungdurchein Gesetz,nur nach ihrem
eigenen Ermessenüber die Staatsgelder verfügen.

Jetzt freilich erhebt das Herrenhausauch in dLilelserBeziehungkeinen Widerspruchgegen die Regierung. er

es wird ganz anderssprechen,wenn das Volk und seine
Vertreter

wirklich
einmal auf eine längereZeit sichmund-

todt machenlie en. Dann würde zwischenHerrenhaus
und Regierungohne Zweifel ein noch viel heftigerer
Streit entbrennen, als jetzt zwis en Regierung Und
Abgeordnetenhaus.

Wer sind denn nun aber die Herren im Herren-:
hause, die über das Geld des Volkes verfügenwollen?
Können wir sie von unserem Standpunkt aus wirklich
als unsere Vertreter betrachten?

Allerdings macht Artikel 63 der Verfassunges auch
ihnen zur Pflicht, »Vertreterdes ganzen Volkes« zu
sein. Aber zur Erfüllungdieser Pflicht gehörtdoch
erstens die Fähigkeit, und zweitensder gute Wille,

sieauch wirklichzu erfüllen;und die kann die Verfassung
och Keinem geben, der sie nicht von selbst schonhat.

Was nun dieFähigkeit, das Volk zu vertreten,betrifft,

xo
wird sie doch den »Fürsten,Grafen und Herren«,

ie einen erblichen Sitz im Herrenhause haben, nicht
durch ihre Geburt, nicht schon in der Wiege mitgegeben.
Die aber vom Könige auf Lebenszeitberufenen Mit-

glieder des Herrenhauses werden zur Berufuisiszwar
nur dann empfohlensein, wenn der betreffende inister
sie für befähigthält. Jndeß würden wir von ihrer
Befähigung uns zu vertreten, gewißbesserüberzeugt
sein, wenn wir selbst sie eben so u wählenhätten,wie

wir unserevAbgeordneten uns wählen,ohne uns dabei
Empfehlungen durch Mini ter, Präsidenten-ode; ,an die

Landräthe zu kehren. Was aber den zweiten Punkt,
nämlichden guten Willen anbetrifft,so könnenwir über
denselben,wenn er bei mangelnderFähigkeitnicht durch
die That sich·zu erkennen geben kann, in keiner Weise
urtheilen; denn wir vermögen -ja. doch Nicmandem in’s

Herz zu sehen. Ueberdies haben wir auch-keim.Ne«Ung,
da wo es um unser eigenesund des Landes Woh sich»
handelt, schonden guten Willen für die That zu nehmen.

Mit den T aten sieht es wahrlich auch all u wa

aus. WährendhderZeit des ihnenwohlgeneigtänscidtag
teuffel’schenMinisteriums hat die überwiegendeMehr-
zahl derjenigen Herren, die seit Ende 1854 in das

Herrenhaus berufensind, theils außerhalb,theils inner-

halb
des Hauses alle die Veränderungenunserer Ver-

assun und unserer Gesetzeentweder hervorgerufenoder

doch egünstit oder enehmigt, über welche das Land

jetzt fort un fort sichbeklagt. Ihre·rMitwikbms
verdanken wir namentlich auch die Wtedkkhekstellung
von Majoraten und Fideikommissen,die Wieder-

herstellung der gutsherrlichen Polizei und der alten
Kreis- und Gemeindeordnungen. Unter dem liberalen
und der großenMehrheit des Herrenhausesdarum schließ-
lich unbequemen Ministerium Auerswald-Schwettn
leisteten sie der Re ierun und damit der Volks-Hecke-
tung und dem Vol e selbsteinen eben so entschtedenen
Widerstand,wie das gegenwärtigeAbgeordnetenhausin

Uebereinstlmmungmit dem Volke und darum In wirk-

licher Vertretung desselbendem MinisteriumB ismarck-
Roon nur irgend zu leisten vermag. Oder meinten sie
etwa, das Volk zu vertreten, als siezweimaldas Staats-



en? Es schien, als ob sie das

listigTiiiögsellitznivsiikillimzu Liebe thaten, aber sie thaten
es dochmm Um sich selbst den Weg zur Herrschaftauch
über die Regierung«zU bahnen-

« ·

Doch trösten
wir uns. Das Herrenhausist in der

That nicht eitIe solcheGefahr fur das Land, wie es

Manchem schaden Mag. Die Gefahr liegt an einer
gau anderen Stelle. Das Herrenhaus in

sseinergegenwartigen Gestalt ist gar keine, selb«tstan-
dige Macht Es blieb unter dem liberalen Ministerium
nur in seineralten Zusammensetzunbestehen,weildiees

Ministeriumes dulden zii müsseng aubte. AuchIetztstutzt
es nicht die Regierung;es wird nur von ihr gestutzt.
Mit dem gegenwärtigen Regierungssystemewird auch das Herrenhaus zu rabe getragen.

Politische Wochettschau.»
Preußen. Das Abgeordnetenhaushat·dieBerathungen

über den Vorberichtder Bud etkommissionIetzt zu Ende ge-

führt. Höchstbemerkenswert waren die Auslassungen·des
Kriegsministersbei der Gelegenheit, als die Nothwendigkeit
der Herabsetzung des Militäretats zur Sprache·kam. Er
betonte wiederholt die Nothwendigkeitder MilitarsReorganis
lakiou und ihrer Aufrechterhaltung in allen Punkten,und be-

zeichnete die Resolutionen, deren Annahme die Kommission
empfohlen hatte, als kein Entge enkommen, sondern als eine
Verschärfungdes Konflikten er Kommissardes Finanz-
ministers suchtedie Verwerfung der Resolutionendadurch zu

bewirken, daß er zusammenrechnete,wie viel die Mehrfor-
derun en betragen, welchein denselben an die Staatskase

ema t würden,und welcheMindereinnahmendurch die ver-
aiigten SteuersErmäßigungenzu erwarten seien. Es wurde

sich, nach seiner «'Ausfu run beide Summen zusammen-
gerechnet,ein Mehrbeda von ast 20 Mill.

ergzkenz
von wel-

chendurch die verlangten Ersparungenbei dem ilitaretat und
durch einigevorgeschlageneEinnahme-Erhöhungennur 8 Mil-
lionen gedecktwerden. Danach würden also 12 Millionen
Thaler durch neue Steuern zu decken sein. Es ist dies, wie
wir gerne zugestehen,

eine wenig tröstlicheAussicht für die

Möglichkeit,ie in den Resolutionen der Kommission nieder-

elegtenGrundsätzein unserer Verwaltung zur Geltung zu

ringen. Aber der Kommissarius des Finanzministershat
bei seiner Rechnung

eins vergessen,nämlichdaß man solche
Verbesserungenin en Gehaltsverhältnissen,wie sie für Preu-
ßen nothwendig zu sein scheinen,nicht mit einem Male, son-
dern allmähligeinführt,je nachdemdie Finanzverhältnissedes
Staates es lestatten. Das ist dem Kommissarauch ent egen-
gehalten wor en und wir lauben, daß sichdiejenigen eam-

ten, welchenach der Ansi t der Kommissionbe er in ihrem
Gehalt gestellt werden müssen,sehrzufriedenerk aren werden,
WFUUman ihnen möglichstbald eine mäßigeZulage gewährt,
Wle siedie Finanzen unseres Staates erlauben, anstatt daß
nicm Ihnen gar nichts zule t, weil man ihnen nicht gleichso
Mel Bebenkamt- wie wünsqchenswerthist. Zu den sechsRe-
solutioqu hcitteViIschoweinen Zusatz-Antrag estellt, welcher
dgs MlFUsteUUMauffordern sollte, noch bei Feststellundes
MjährigenEtats auf die Vor chiägeder Kommission eck-
sichtzU Uehlpm.

Emek Ausfü run von Seiten der Regie-
EUYGdaß dies Ulcht,soschlnellmöglichsei, stellte Virchow
F Vettheidigungseines ntreges die Thatsachendes Jahres

sntgegemwo aUchHerr v. Patow bei Gelegenheitdes
HFIgeUichenAntragesdessenAusführungfür .Unmögiichek-

klarte, und wo Herr v. d. Heydedann doch die ewünschte
UmarbeltungM kurzer Zeit ausfuhrte. Bei der Abstimmng

wurden die Resolutionen der Kommissionund der Virchowssche
Antrag angenommen, nachdem die von der konservativen
Partei vorgeschlageneTagesordnung abgelehntwar.

»

Die

Beschlüssedes Hauses in dieser Angelegenheitlauten also:

»Das Haus wolle beschließen,der-Staatsregierung gegen-
über zu erklären: · ·

I, Jn dem vorgelegten Staatshaushaltsetat ist eine

richtige Vertheilung der Staatsausgaben nichtzu etkelmells

II. Der Militäretat bedarf einer wesentlichenUmgestal-
tung und Ermäßigung. »

lll. Für produktiveZwecke,Stromregiiliruizäen,Wege-
bauten, Landesmeliorationen, für Unterricht und « issenschaft,
desgl. für Verbesserung

der Gehälter der Lehrer, der Sub-
altern und Unter eamten sind größereSummen wie bisher
zu verwenden.

1V. Der gegenwärtigeZeitpunkt ist geeignet eine Reform
und Ermäßigung drückender oder zweckwidrig angelegter
Staatslasten, namentlich dieHerabsetzungder Gerichtskosten
und des Briefporto’s und die Aufhebung des Salzmonopols
in Angriff zu nehmen.

V. Die Gebäudesteuerist unter Ueberlassungdes Ueber-

schussesan die Gemeinden auf den ursprün ich veranschlagten
Betra von 2,«843,260Thlr. jährlichfestzustellen

v. Es ist eine gesetzlicheUmwandlung der Klassen-
und Einkommensteuer dahin vorzunehmen, daß die Anzahl
von Monatsraten, welche zur Deckung des Bedarfs zu er-

gebensind, innerhalb des gesetzlichenMaximums von 12
onatsraten jährlichdurch das Budget festgestelltwird.

vlL Die königlicheStaatsregierung aufzufordern, schon
bei der diesjährigenBudgetberathungVorschlägeim Sinne
der AnträgeI——lll. zu machen.

Nach den Erklärungender Regierung steht leider nicht

zu erwarten, daß dieselbe die angenommenen Beschlüssein
er Weiseberücksichtigenwird, wie die Majorität es wünscht.

Bei der Debatte über die von der Regierun gestellten
Geldforderungenfür Eisenbahnbauten ist ein ntrag von

Michaelis, die Debatte bis nach dem Zustandekommen des

Budgetsauszusetzen, von dem Hause abgelehnt, weil die
Mehrheit der Ansichtwar, daß die ,,materiellen«Interessen
nicht leiden dürfen unter dem Verfassungskonflikt,der schon
schwergenug auf das Land drückt. Wir haben schon früher
einmal Gelegenheitgenommen, unseren Lesern zu entwickeln,
wie der feste und dauernde Bestand des Rechtes die allein
sichere Grundlage für die gedeihlicheEntwickelungder mate-
riellen Jntere sen bildet. -

.

Aus der rovinz Preußentreffen fortwährendNachrichten
ein, daß man sich weigere, die Gebäudesteuerzu bezahlen.

SchleswtgsHolstetn. Jn der »Volkszeitung«ist der

genaueJnhalt der Bedingungenmitgetheilt worden, welche
reußenalsGrundlage der endgiltigenOrdnung der Schw-
wigsHolstein’schenAngelegenheitaufgestellt hat. Cö»Werden

dadurchdie schon früher emachten Angaben bestattgt-Und

auch die Einzelheiter welchebei AusführungIedes.elnzelnm
Punktes in Betracht kommen, bekannt. Die deutsch?nRE-
gieruugensind mit diesen Forderungen ganz Und gar nicht ein-

verstanden, und die Regierungen von»Baiern, Sachsen und

Darmstadt haben bei dem Bundestageinen Antrag eingebracht,
die Vundesversammlung wolle die Erwartung aussprechen,
es werde den Regierungen Oestemlchs Und Preußens Se·

salleu, dem Erbprinzell VVU AUSUsteNdUrgdas Hekövgthum
Holftein in eigene Verwaltung nunmehr zu übergeben-·be-

züglichder wegen des HerzogthumsLauenburg getroffenen
Vereinbarungen aber der BundesversammlungErofsnungen
Wehen zu lassen. Die Mehrheit des Bundestages hat be-

schlossen,diesen Antrag am 6. d. M. zu beratheii. Preußen-
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welches die Verweisung an den Ausschußverlangte, hat darauf
erklärt, daß es dein gegenüberseine, auf Erbschaftsverhält-
nisse und auf den Wiener Frieden gestütztenAnsprücheselbst

eltend machen werde. Man spricht aber davon, daßPreußenFeineAnsprüchedeni Großherzogvon Oldenburg abgetreten
habe, wogegen dieser versprochenhatLals Herrscherder Elb-

herzogthümerdie Forderungen Preußens zu erfüllen. Nicht
so großesMißfallen wie bei den Fürstenhaben die preußischen
Forderungen bei dem Volke erfahren. Man hält sie in ihren
Grundzügenfür dem entsprechend, was das Volk verlangen
muß, wenn man sich auch nicht verhehlt,daß sie in den Ein-

zelheiten zu weit gehen. Diese Meinunghat auch ihren Aus-
druck gefunden in einer Versammlung,welche am 26. d. M.
in Berlin stattgefunden hat. An derselben hatten sich der

engere Ausschußder schleswig-holstein’schenVereine, die Mit-

gliederdes Sechsunddreißier-Ausschusses,welcher bekanntlich
in die Versammlungdeuts )er Volksvertreter gewähltwurden,
und viele Mitglieder der liberalen Parteien im preußischen
Abgeordnetenhausebetheiligt. Die Vertreter der schleswi -

holstein’schenVereine formulirten in dieser Versammlungein

positives Programm, dessen Annahme sie bei den Vereinen
bewirken wollen. Sie erklären darin, den Anschlußder Herzog-
thiimer an Preußen in militärischer,maritiiner und handels-
politischer Beziehung für nothwendig, sprechenaber aus, daß
sie mit der Formulirung und mit der Ausdehnung der

preußischenForderungen nicht einverstanden sind. Diesem
Programm stimmten die Anwesendenbei.

Die Verbesserung der Beamtenhesoldungen.
Gewiß ist es dankbar anzuerkennen, daß das Abgeord-

netenhaus in diesemJahre kräftigerals je zu Gunsten unserer
schlechtbesoldeten Lehrer und anderen Beamten seine Stimme

erhoben hat. Die Ansprüche, welche hier gemacht werden,
sind die berechtigt ten und mäßigstenvon der Welt.

.·
Plan

verlangt nicht me )r als Gewahrungder nothwendigsten
Lebensbedürfnisse.Ja, bei Vielen gilt es, wie der Ab-

geordnete Jmmermann treffend sagte, sie in den Stand zu

setzen,ehrlicheLeute bleiben zu können. ·-

Die man elhaste Besoldung ·unsererEVolksschullehrerist
schon mehrfa Gegenstand lebhafterErörterungim Abgeord-
netenhause gewesen. Kaum begreiftman, wie man so»lange
ezögert hat für diejenigen O anner, denen die Bildung
künftigerGenerationen anvertraut ist, ausreichendzu sorgen.
Wie ist es mö·lich,daß ein Lehrer fröhlichenHerzensund

frischenGeistes leiben soll, wenn er fortgesetztmit Nahrungs-
sorgen zu kämpfenhat, wenn er»mit traurigerGewißheit
dem Augenblickeentgegensehenmuß, wo die-seinemHerzen
am nächstenStehenden, sein Weib und seine Kinder, in

bitterer Noth von ihm zurückgelassenwerden? Auchin letzterer
Beziehungmuß der Staat helfend eintreten. Dem Privat-
wohlthun, der Selbstthätigkeitder Betheiligten darf hier nicht
Alles überlassenbleiben. Vereine wie der Pestalozzi-
Verein, der neulich besonders in der Provinz Preußen —

Dank den Gegenbestrebunen. eines KönigsbergerSeminar-

direktors — die allgemeinte Aufmerksamkeitauf sichgezogen,

haben freilich schon viel Gutes gewirkt, und»werdenbei

wachsenderTheilnahme in Zukunftnoch»mehrleisten können.
Das Alles erscheintaber noch nichtausreichend.Der Staat ,

diese großeGenossenschaft,der jene Lehrer dienen, mußbor-
läufig noch das Erforderliche hergeben, um der Noth ihrer
Wittwen und Waisen vorzubeugen. Der Staat die

ur Erreichung dieses Zweckes eeignetexiOrganisationen
schaffen,oder wenigstens die vor )anteiien erweitern.Die
bis jetzt bestehendenLehrerwittwenkassenbefriedigenselbst die

bescheidenstenAnsprücheauch nicht einmal annahernd.»

Aehnlichsteht es auf anderen Gebieten. Au do
"

sogenanntenunterenBeamten wichtigeGliederchdesrtcsthadatdslse
organismus. Sie haben auszuführen,was die höherenBe-
amten «an eben, und wenn sie hierbei nicht ehörigihreSchuldigkeitthun, so leidet das Ganze. WasShilft z. B.
der obsiegendenProzeßparteidas beste und gelehktesteEk-
kenntniß,wenn es an tuchtigenund gewissenhaftenExekutiv-
beamten fehlt, um das·vom Richter gesprocheneRecht zn
ver-wirklichen;d. h. dem Sieger zu seinem Gelde zu verhelfen?
Also auch hier kommt Alles darauf an, die Beamten eher-
haft z»uerhalten,und dazu ist Erhöhungder Gehälter un-

umganglich nothwendig. Ein Aufschubkann hier von den
bedenklichsten

Foågensein. Man darf nicht vergessendaßder Werth des eldes ein anderer geworden, seitdem«man

das Gehalt unserer Beamten normirt hat, daß auf den
meistenGebietendes gewerblichenLebens heut mit Leichtigkeit
mehr verdient wird, als der untere Beamte jemals erwarten
darf, und daß es daher an tüchtigenBeamten dieser Art
bald fehlen muß, wenn man nicht ernstlichmit Gehalts-
verbesserungenvorgeht.

Ebenso,wenn auch vielleichtnicht ganz sv dringend,wird
auf Erhohung der Gehälter auch der sogenannten höheren
BeamtenBedachtzu nehmen sein. Wir erachten dies vor-«
ugsweiseim Interesseder Unabhängigkeit des Beamten
sürgeboten.

»
ist bekannt, wie der englische Richterstand

seine Unabhangigkeitzum großen Theile seiner ünstigen
ökonomischenLageverdankt. Der englischeRichteristsginanziell
so gut gestellt, daß eine Beförderungfür ihn keine Lebens-
frage mehr ist. Wie anders ist dies bei uns, wo auch der

richterlicheBeamte nicht selten mit Nahrungssorgen zu
kampfen hat, wo das Hinaufsteigenin eine höhereStellung
oft der einzige Weg ist um von diesen.,Soxg-xk,,bM»zu
werden! Schwerlich . wird man- behaupten können, daß ein
solcher«B·eamterwahrhaft frei und unabhängigdasteht.

Wie ist ferner dierechteFreudigkeitam Berufe, die Lust
zu anstrengenderwissenschaftlicherThätigkeitda möglich,wo
es noch»am Nothwendigsten fehlt? Die Anforderun en«
welche man »einden Bei-unentmachn sind im Laufe der eit
erheblichgestiegen. Der ri terliche, wie ·anch,dek.Vekwaltungs-
bearnte, der heute seine Stelle vollständigausfüllenwill, mu

nicht nur deu Fortschrittenseiner Wissenschaft,sondern auch-"

der Entwickelungder wirthschaftlichenVerhältnisseder Gegen-
wart ein wachsames Auge zuwenden. Ein solches Streben
wird aber nur zu leicht da erkalten, wo Nahrungssorgenden
Blick fortgesetztdavon abziehen.

«

Man hat gemeint, daß in einem Staate wie Preußen,
der eine sehr großeAnzahl von Beamten unterhalten müsse,
es niemals möglichsein werde, Allen ein reichliches Aus-
kommen zu gewähren. Wer kein Privatvermögenbesitzt,
möge sich daher hüten in den Staatsdienst zu treten, unter
den Wohlhabenderen seien schon·Leute genug, die sichder
Beamtenkarriere widmeten. Diese Anschauunghalten wir’·
für durchaus unrichtig. Der Staat»der Intelligenz muß vor

allen Dingen die b egabtesten KkaftesWelchenStänden sie
auch angehören,für den Staatsdlenst zu gewinnen suchen.
Dies wird aber nur gelin en, wenn man ein festes, aus-

kömmliches Gehalt in-- Ussichtstellt.Der Wechsel»auf die

Gunst und Gnade der Regierungist erfahrungsmaßigein

UnsichkkegPapier· Wer ihn an Zahlungsstatt annimmt,
entschlägtsichmeistensseinerUnabhängigkeit,

und das möchten
wir eben vermiedetkse SU— .

·

Also nicht nur« m« den unteren, sondern auch In den höhe-
ren Beamtenklassen thut Verbesserungder BesoldungenNoth,
bei den ersteren freilich am dringendsten!
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